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Die Juristen der DDR unterstützen
den internationalen Aufruf der Juristen gegen Nuklearkrieg
Erklärung der Juristen der DDR, verlesen vom Präsidenten der Vereinigung der Juristen, Dr. Günter Sarge

Auf einem Friedensmeeting der Vereinigung der Juristen der 
DDR am 26. August 1987 in Berlin unterstützten namhafte 
Vertreter aller juristischen Tätigkeitsbereiche den in NJ 1987, 
Heft 9, S. 342, veröffentlichten internationalen Aufruf der Ju­
risten gegen Nuklearkrieg.

Eine entsprechende Zustimmungserklärung der Juristen 
der DDR, die wir nachstehend wiedergeben, wurde vom Prä­
sidenten der Vereinigung der Juristen der DDR, Dr. Günter 
S a r g e ,  Präsident des Obersten Gerichts, verlesen.

Der Generalstaatsanwalt der DDR, Günter W e n d l a n d ,  
wies darauf hin, daß die Lehren des Nürnberger Prozesses 
gegen die Hauptkriegsverbrecher nach wie vor von funda­
mentaler Aktualität sind. Wer heute irgendwo auf der Welt, 
von Menschenrechten spreche, der müsse zuerst über das 
Recht auf Frieden sprechen.

Der Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und 
Minister der Justiz, Hans-Joachim H e u s i n g e r ,  betonte, 
daß man als Jurist in einem sozialistischen Land weder un­
politisch noch unparteilich sein könne. Daher sei es das dring­
lichste Anliegen der Juristen der DDR, alles zur Erhaltung 
und Festigung des Friedens zu tun.

Ihre persönliche Zustimmung zu dem internationalen Auf­
ruf gaben auf diesem Friedensmeeting auch das Mitglied des 
Zentralkomitees der SED Prof. Dr. Dr. h. c. Hilde Benjamin 
(Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR), 
Prof. Dr. Edith Oeser und Prof. Dr. Joachim Göhring (beide 
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin) 
sowie Rechtsanwalt Dr. Friedrich Wolff (Vorsitzender des 
Kollegiums der Rechtsanwälte von Berlin).

D. Red.

Die Juristen unseres sozialistischen Landes setzen sich mit 
ganzer Kraft für das Friedensprogramm des Sozialismus ein, 
für die Ziele, die der Generalsekretär des Zentralkomitees der 
SED und Vorsitzende des Staatsrates der DDR, Erich Hon­
ecker, die wichtigsten Aufgaben unserer Zeit genannt hat: 
den Untergang der Menschheit in einer nuklearen Katastro­
phe verhindern und einen dauerhaften Frieden sichern.

Der internationale „Aufruf der Juristen gegen Nuklear­
krieg“ erfährt unsere volle Unterstützung. Es handelt sich um 
eine zeitgemäße Initiative, mit der Juristen weltweit an den 
Friedensaktionen der Völker teilnehmen und aus berufsethi­
scher Verantwortung und mit juristischen Argumenten ihren 
spezifischen Beitrag leisten. Bekanntlich genügt es nicht, sich 
der Gefahren eines Nuklearkrieges bewußt zu sein und den 
hohen Stellenwert von Rechtsgarantien für eine internatio­
nale Friedensordnung zu kennen, sondern es ist für die Ju­
risten aller Länder heute dringend notwendig, diese Erkennt­
nisse in ein Friedensengagement gemeinsamen öffentlichen 
Handelns umzusetzen, juristisches Fachwissen und Engage­
ment für den Frieden zu verknüpfen sowie über unterschied­
liche politische, weltanschauliche,' juristische oder religiöse 
Auffassungen und juristische Ämter und Funktionen hinweg 
in einer aktiv handelnden Koalition der Vernunft und des 
Realismus gemeinsam zu wirken.

Wir gehen nach dem Beispiel der Ärzte, Künstler, Wissen­
schaftler und anderer Berufsgruppen davon aus, daß es uner­
läßlich ist, in der gegenwärtigen, für das Schicksal der Men­
schen so gefahrenvollen wie entscheidungsträchtigen Zeit die 
humanistischen Grundwerte des juristischen Berufs und sein 
auf die Rechte der Völker und der Menschen fixiertes Berufs­
anliegen herauszufordern, um sie in ein aktives und kon­
struktives Friedenshandeln überzuleiten, unabhängig davon, 
ob die Juristen in gleichartigen oder divergierenden Rechts­
systemen tätig sind. Die Macht der Vernunft und die Kraft 
des Gewissens muß die Juristen aus allen Ländern zusam­
menführen, um dem überragenden Menschheitsinteresse, der 
dauerhaften Sicherung des Friedens und der Verhinderung 
eines Nuklearkrieges, dem grundlegenden Menschenrecht auf 
Frieden, zu dienen und der aus objektiven Zwängen nur ge­
meinsam zu erreichenden Sicherheit der Staaten gerecht zu 
werden. Die Zeit ist vorbei, in der man sein Gewissen durch 
abstrakte juristische Diskussionen beruhigen könnte, ohne 
aktiv für die konkreten Friedensziele einzutreten.

Wie sich zeigt, rüttelt die elementare Erkenntnis weltweit 
auch unseren Berufsstand wach, daß die Menschheit heute in 
einer existentiellen Situation steht und ein neues Denken not­
wendig ist, das dem nuklear-kosmischen Zeitalter gerecht 
wird und geeignet ist, ein nukleares Inferno zu verhindern. 
Das Wirkungsfeld der Juristen steht inmitten dieses Kampfes 
um Frieden und Sicherheit.

Man kann sagen, daß im Aufruf „Juristen gegen Nuklear­
krieg“ mit Realismus und Logik, wie sie gewöhnlich Juristen 
eigen sind, juristische Aspekte der Tatsache Umrissen werden, 
daß das vom Imperialismus forcierte Wettrüsten die Mensch­
heit an den Punkt geführt hat, an dem ein Nuklearkrieg ihr 
keine Überlebenschance mehr lassen würde'. Das Wettrüsten
— selbst schon eine eigenständige Bedrohung — verschlingt un­
übersehbare Ressourcen, die andererseits nötig sind, um 
Hunger, Armut, Rückständigkeit in vielen Ländern der Erde 
zu überwinden. Aber auch die Tatsache bewegt das Denken
— wie der Aufruf zeigt —, daß die zunehmend komplizierter 
werdende Technologie der Kernwaffen und die Gefahren von 
Augenblicksentscheidungen über den Waffeneinsatz das Ri­
siko des zufälligen Ausbruchs eines Nuklearkrieges erhöhen.

Persönliche Überzeugungen für aktive Friedensarbeit lei­
ten Juristen auch daraus ab, daß bereits die Gebote des hu­
manitären Völkerrechts die Unzulässigkeit der Anwendung 
von Nuklearwaffen begründen, weil jene die unterschiedslose 
totale Vernichtung zum Ziele haben.

So kommen die Initiatoren des Aufrufs zu der Folgerung, 
die auch die unsrige ist, daß die Verhinderung eines Nuklear­
krieges die dringendste und vorrangigste Aufgabe unserer 
Zeit ist. Die Alternative zur Selbstzerstörung ist allein die 
friedliche Koexistenz oder — wie der Aufruf es ausdrückt — 
„die Herrschaft des Rechts in den internationalen Beziehun­
gen“.

Für die Juristen der Deutschen Demokratischen Republik 
sind diese Forderungen Teil unseres umfassenden gesell­
schaftlichen Wirkens, welches das Friedens- und Abrüstungs­
programm des Sozialismus zur Grundlage hat und das mit 
unseren Traditionen aus dem Kampf gegen Faschismus und 
Krieg, mit unseren sozialistischen Gesellschafts- und Rechts­
verhältnissen, mit unserer Staatsdoktrin, alles zu tun, damit 
von deutschem Boden nie wieder Krieg ausgeht, zutiefst ver­
bunden ist. Wir sind in der glücklichen Lage, daß unsere be­
rufsethischen Grundsätze, unser politischer Wille und unsere 
Überzeugungen mit der Friedenspolitik der Partei- und 
Staatsführung unseres Landes voll übereinstimmen. Unsere 
Arbeit als Juristen — gleich in welchem gesellschaftlichen Be­
reich — ist bewußter Beitrag zu der in der Verfassung veran­
kerten und in den Beschlüssen des XI. Parteitages der SED 
begründeten Politik zum Wohle des Volkes und zur Siche­
rung des Friedens.

An dieser Stelle wollen wir nicht unerwähnt lassen, daß 
das Friedensengagement unserer Juristenvereinigung schon 
mit ihrer Gründung im Jahre 1949 Substanz und Verpflich­
tung erhielt. Prinzipiell, einleuchtend, mahnend und immer 
wieder aktuell sind die Erkenntnisse im Referat des bekann­
ten Rechtsphilosophen und Völkerrechtlers Arthur Baum­
garten, des späteren Präsidenten unserer Vereinigung, auf 
der 1. Konferenz der Juristenvereinigung, daß die elementare 
Aufgabe des Rechts die Begründung des Friedens ist. Der 
Krieg, so wurde bereits damals betont, aber ist zu einem Ana­
chronismus geworden,' der vielleicht die Fortexistenz der 
Menschheit in Frage stellen würde.

Aus diesem „vielleicht“ ist heute Gewißheit geworden. Um 
so mehr wirkt die optimistische Überzeugung fort, daß der 
Friedenswille der Völker der Kriegsgefahr siegreich begegnen 
werde. Unabdingbar ist die Aufgabe, der wir uns nach wie 
vor verpflichtet sehen, nämlich die Friedensbestrebungen der 
Völker zu unterstützen, die „Rechtsscheinheiligkeiten und 
-maskierungen“ der aggressiven imperialistischen Kräfte zu 
entlarven und für die Achtung des Rechts in den internatio­
nalen Beziehungen einzutreten.

Auch der Gedanke hat seine Kontinuität bewahrt, daß un­
sere juristische Verpflichtung darin besteht, die völkerrecht­
lichen Mittel zur Verhinderung eines Krieges entwickeln und


